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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung verkehrsteuerrechtlidier 

Vorschriften 

— Drucksache 262 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Harm 


Das Gesetz bringt Änderungen des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes, des Wechselsteuergesetzes und des 
Versicherungsteuergesetzes. Die Änderungen sollen 
die bestehenden Gesetze an die derzeitige Rechts- 
und Wirtschaftslage anpassen. 

Die häufig geforderte Beseitigung dieser Steuern 
glaubte auch der Finanzausschuß in Übereinstim- 
mung mit der Bundesregierung wegen des damit 
verbundenen Einnahmeausfalls für die Länder nicht 
vertreten zu können, zumal das Gesetz der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. 

Die Beschlüsse des Finanzausschusses wollen den 


Fragen der Praxis Rechnung tragen und Zweifels- 
fälle klären. Außerdem dienen sie der Vereinfachung 
bei der Erhebung der Steuer (§ 37 der Kapital- 
verkehrsteuer). 

Bei der Versicherungsteuer bringt § 4 Nr. 5 die 
Bestimmung, daß die Zahlung des Versicherungsent- 
gelts von der Besteuerung ausgenommen ist für eine 
Versicherung, durch die Ansprüche auf Kapital-, 
Renten- oder sonstige Leistungen im Falle des Er- 
lebens, der Krankheit, der Berufs- oder Erwerbs- 
unfähigkeit, des Alters, des Todes oder in beson- 
deren Notfällen begründet werden. 


Bonn, den 22. Januar 1959 

Dr. Harm 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 262 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Januar 1959 

Der Finanzausschuß 

Neuburger Dr. Harm 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrucke'rei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung verkehrsteuerrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache 262 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 14. A u s s c h u s s e s 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung verkehrsteuerrechtlicher Vorsdiriften zur Änderung verkehrsteuerrechtlicher Vorschriften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 
Kapitalverkehrsteuern 

Artikel 1 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der Fassung 
vom 22. September 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 590) 
wird wie folgt geändert: 

l.In § 2 erhält die Nummer 5 die folgende Fas- 
sung: 


ABSCHNITT I 
Kapitalverkehrsteuern 

Artikel 1 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der Fassung 
vom 22. September 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 590) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 

♦ 

a) wird die Nummer 3 durch die folgenden 
neuen Nummern 3 und 4 ersetzt: 

„3. freiwillige Leistungen eines Gesellschaf- 
ters an eine inländische Kapitalgesell- 
schaftr wenn das Entgelt in der Gewäh- 
rung erhöhter Gesellschaftsrechte besteht 
(Beispiel: Zuzahlungen bei Umwandlung 
von Aktien in Vorzugsaktien); 

4. die folgenden freiwilligen Leistungen 
eines Gesellschafters an eine inländische 
Kapitalgesellschaft: 

a) Zuschüsser 

b) Verzicht auf Forderungen, 

c) Überlassung von Gegenständen an die 
Gesellschaft zu einer den Wert nicht 
erreichenden Gegenleistung, 

d) Übernahme von Gegenstände der Ge- 
sellschaft zu einer den Wert überstei- 
genden Gegenleistung. 

Voraussetzung ist, daß die Leistungen ge- 
eignet sind, den Wert der Gesellschafts- 
rechte zu erhöhen;" 

b) erhält die bisherige Nummer 4 die Nummer 5, 
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Entwurf 


„5. die Zuführung von Anlage- oder Betriebs- 
kapital durch eine ausländische Kapitalge- 
sellschaft an ihre inländische Niederlassung, 
auch wenn sie rechtlich selbständig ist, ist 
die Niederlassung eine Kapitalgesellschaft 
im Sinne des § 5 Abs. 1, so gelten die Vor- 
schriften der Nummern 1 bis 4 und des 
§ 3 ." 

2. 7n § 3 Ahs. 1 erhält der Satz 2 die folgende 
Fassung: 


siehe Nr. 3 


„Ausgenommen ist die Gewährung von Dar- 
lehen, wenn sie in Schuldverschreibungen ver- 
brieft sind, die unter die Wertpapiersteuer fal- 
len, sowie die Gewährung von Darlehen, die in 
öffentlichen Kreditprogrammen vorgesehen 
sind." 


3. In § 3 Abs. 2 erhält der Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„Als Darlehen eines Gesellschafters gilt auch 
das Darlehen eines Dritten, w’^enn ein Gesell- 
schafter dafür Sicherheit leistet." 

4. In § 9 werden 

^ a) im Absatz 1 die Worte „3 vom Hundert" 
durch die Worte „1,5 vom Hundert", 

b) im Absatz 2 die Worte „1,5 vom Hundert" 
durch die Worte „1 vom Hundert" 

ersetzt. 


Beschlüsse des 14. A u s s c h u s s e s 

c) erhält die bisherige Nummer 5 als neue Num- 
mer 6 die folgende Fassung: 

„6. die Zuführung von Anlage- oder Be- 
triebskapital durch eine ausländische Ka- 
pitalgesellschaft an ihre inländische Nie- 
derlassung, auch wenn sie rechtlich selb- 
ständig ist; ist die Niederlassung eine Ka- 
pitalgesellschaft im Sinne des § 5 Abs. 1, 
so gelten die Vorschriften der Nummern 1 
bis 5 und des § 3." 

2. § 3 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 3 

Gesellschaf terdarlehen 

(1) Der Gesellschaftsteuer unterliegt auch die 
Gewährung von Darlehen an eine inländische 
Kapitalgesellschaft durch einen Gesellschafter, 
wenn die Darlehnsgewährung eine durch die 
Sachlage gebotene Kapitalzuführung (Beispiele: 
Kapital erhöhung, weitere Einzahlungen, Zubu- 
ßen) ersetzt. 

(2) Als Darlehen eines Gesellschafters gilt auch 
das Darlehen eines Dritten, wenn ein Gesellschaf- 
ter dafür Sicherheit leistet. Darlehen, die der 
Ehegatte eines Gesellschafters gewährt, gelten 
als Darlehen des Gesellschafters. 

(3) Der Gewährung von Darlehen steht es 
gleich, wenn der Gesellschafter gestundete For- 
derungen Dritter gegen die Gesellschaft erwirbt 
oder Forderungen, die ihm selbst gegen die Ge- 
sellschaft zustehen, stundet. 

(4) Ausgenommen ist die Gewährung von Dar- 
lehen, 

1. wenn sie in Schuldverschreibungen ver- 
brieft sind, die unter die Wertpapier- 
steuer fallen, 

2. wenn ihre Hingabe oder Sicherstellung 

in öffentlichen Kredit- oder Bürg- 
schaftsprogrammen vorgesehen ist oder 

3. wenn sie von einem Gesellschafter im 
Rahmen seines Gewerbes zu marktüb- 
lichen Bedingungen gegeben werden." 


3. e n t f ä 1 1 1 hier 

♦ 

siehe unter Nr. 2 § 3 Abs. 2. 


4. unverändert 
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5. In § 13 wird dem Absatz 1 die folgende Num- 
mer 3 angefügt; 

„3. gegen 

a) inländische öffentlich-rechtliche Kredit- 
anstalten, 

b) inländische Hypothekenbanken und 
SdiiffspfandbrieflDanken, 

c) Wohnungsunternehmen, die als gemein- 
nützig oder als Organe der staatlichen 
Wohnungspolitik anerkannt sind, 

d) die Industriekreditbank Aktiengesell- 
schaft." 


6. In § 15 erhält der Absatz 1 die folgende Fas- 
sung; 

„(1) Die Steuer beträgt für jede angefangenen 
10 Deutsche Mark 15 Pfennig, heim Erwerb 
von Forderungsrechten gegen inländische 
Eisenbahngesellschaften 7,5 Pfennig." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

5. In § 13 wird dem Absatz 1 die folgende Num- 
^ mer 3 angefügt; 

„3. gegen 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) unverändert 

e) inländische Eisenbahngesellschaften." 

6. § 15 erhält die folgende Fassung; 

♦ 

„ § 15 
Steuersatz 

Die Steuer beträgt 1,5 vom Hundert. Sie wird 
für jedes Wertpapier besonders berechnet." 

6a. Die §§ 18 bis 34 werden durch die folgenden 

^ §§ 18 bis 25 ersetzt: 

rr § 18 

Anschaffungsgeschäfte 

(1) Anschaffungsgeschäfte sind entgeltliche 
Verträge, die auf den Erwerb des Eigentums 
an Wertpapieren gerichtet sind. 

(2) Anschaffungsgeschäfte sind auch 

1. Geschäfte, die das Einbringen von 
Wertpapieren in eine Kapitalgesell- 
schaft oder eine andere Personenver- 
einigung zum Gegenstand haben; 

2. Geschäfte, durch die bei der Ausein- 
andersetzung einer Kapitalgesellschaft 
mit ihren Gesellschaftern, bei der Auf- 
lösung einer anderen Personenvereini- 
gung oder beim Ausscheiden eines Ge- 
sellschafters aus einer Personenver- 
einigung den Gesellschaftern Wertpa- 
piere aus dem Vermögen der Gesell- 
schaft überwiesen werden; 

3. bedingte oder befristete Anschaffimgs- 
geschäfte; 

4. die Versicherung von Wertpapieren 
gegen Verlosung, wenn der Versiche- 
rungsfall eintritt. 

(3) Als Anschaffungsgeschäfte gelten 

1. bei Tauschgeschäften sowohl die Ver- 
einbarung über die Leistung als auch 
die Vereinbarung über die Gegenlei- 
stung; 

2. bei Kommissionsgeschäften sowohl das 
Geschäft, das der Kommissionär zur 
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Ausführung des Kommissionsauftrags 
mit einem Dritten abschließt (Ausfüh- 
rungsgeschäft) als auch das Abwick- 
lungsgeschäft zwischen dem Kommis- 
sionär und seinem Kommittenten; 

3. bei Geschäften für gemeinschaftliche 
Rechnung die Abrechnung zwischen 
den Beteiligten. 

§ 19 

Wertpapiere 

(1) Als Wertpapiere gelten 

1. Schuldverschreibungen (§ 12), 

2. Dividendenwerte. 

(2) Als Dividendenwerte gelten Aktien, Kuxe 
und andere Anteile an inländischen und auslän- 
dischen Kapitalgesellschaften, Zertifikate über 
Shares, Aktienanteile, Genußsdieine (einschließ- 
lich der Zwischenscheine über diese Werte). 

(3) Den Dividendenwerten stehen Bezugs- 
rechte auf Dividendenwerte gleich. 

§ 20 

Geschäftsarten 

(1) Händlergeschäfte sind Ansdiaffungsge- 
schäfte, bei denen alle Vertragsteilnehmer 
Händler sind. 

(2) Kundengeschäfte sind Anschaffungsge- 
schäfte, bei denen nur ein Vertrags teil inlän- 
discher Händler ist. 

(3) Privatgeschäfte sind alle übrigen Ansdiaf- 
fungsgeschäfte. 


§ 21 
Händler 

Händler sind 

1. die Deutsche Bundesbank, 

2. die Kreditanstalt für Wiederaufbau, 

3. der Umsdiuldungsverband Deutscher Ge- 
meinden, 

4. Kreditinstitute, auf die die Vorschriften 
des Gesetzes über das Kreditwesen An- 
wendung finden, sowie vergleichbare aus- 
ländische Kreditinstitute, 

5. Kursmakler im Sinne des § 30 des Börsen- 
gesetzes, an der Börse zugelassene Mak- 
ler sowie vergleichbare ausländische 
Makler. 


§ 22 

Ausnahmen von der Besteuerung 
Von der Besteuerung ausgenommen sind 

1. Händlergeschäfte mit Ausnahme der Ge- 
schäfte über Anteile an Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, 
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2. Geschäfte, die die Zuteilung von Wert- 
papieren an den ersten Erwerber zum Ge- 
genstand haben, 

3. die Annahme von Schuldverschreibungen 
des Bundes, eines Landes, einer Ge- 
meinde, eines Gemeindeverbandes oder 
eines Zweckverbandes, wenn die Schuld- 
verschreibungen zur Entrichtung öffent- 
licher Abgaben an Zahlungs Statt hinge- 
geben werden, 

4. Anschaffungsgeschäfte über Schatzanwei- 
sungen des Bundes oder eines Landes, 
wenn die Schatzanweisungen spätestens 
binnen vier Jahren seit dem Tag des Ge- 
schäftsabschlusses fällig werden, 

5. Tauschgeschäfte über Wertpapiere der 
gleichen Gattung, wenn der Austausch 
Zug um Zug ohne andere Gegenleistung 
geschieht. Dies gilt auch, wenn die ausge- 
tauschten Wertpapiere verschiedene Zins- 
zahlungstage haben und der Unterschieds- 
betrag der Zinsen durch Zuzahlung aus- 
geglichen wird. 

§ 23 

Steuermaßstab 

Die Steuer wird berechnet 

1. regelmäßig 

von dem vereinbarten Preis. Kosten, die 
durch den Abschluß des Geschäfts ent- 
stehen, und Stückzinsen, soweit sie bei 
Geschäften über Schuldverschreibungen 
besonders berechnet werden, sind dem 
Preis nicht hinzuzurechnen. Bei Stellge- 
geschäften wird das Stellgeld dem Kauf- 
preis hinzugerechnet; 

2. wenn ein Preis nicht vereinbart ist, 

von dem mittleren Börsen- oder Markt- 
preis, der für das Wertpapier am Tag 
des Geschäftsabschlusses gilt; 

3. wenn es sowohl an einer Preisvereinba- 
rung als auch an einem Börsen- oder 
Marktpreis fehlt, 

nach dem Wert des Wertpapiers; 

4. wenn einem Vertragsteil ein Wahlrecht 
oder die Befugnis, innerhalb gewisser 
Grenzen den Umfang der Leistung zu be- 
stimmen, zugestanden worden ist, 

nach dem höchstmöglichen Wert des Ge- 
genstandes. 


§ 24 

Steuersatz 

(1) Die Steuer beträgt 

1. bei Anschaffungsgeschäften über 
Schuldverschreibungen des Bundes, 
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eines Landes, einer inländischen Ge- 
meinde, eines Gemeindeverbandes, 
eines Zwedkverbandes, des Umsdiul- 
dungsverbandes Deutscher Gemeinden, 
der inländischen öffentlidi-reditlidien 
Kreditanstalten, der inländischen Hy- 
pothekenbanken, der inländischen 
Schiffspfandbriefbanken, der inländi- 
schen Eisenbahngesellschaften, der 
Wohnungsunternehmen, die als ge- 
meinnützig oder als Organe der staat- 
lichen Wohnungspolitik anerkannt 
sind, und der Industriekreditbank Ak- 
tiengesellschaft 

1 vom Tausend, 

2. bei Anschaffungsgeschäften über an- 
dere Schuldverschreibungen und über 
Dividendenwerte 

3 vom Tausend, 

(2) Die Steuer ermäßigt sich bei Anschaf- 
fungsgeschäften, die im Ausland abgeschlossen 
werden, auf die Hälfte, wenn nur der eine Ver- 
tragsteil Inländer ist. 

(3) Die Steuer ist bei Anschaffungsgeschäften 
über Anteile an Gesellschaften mit beschränk- 
ter Haftung und bei Privatgeschäften über an- 
dere Wertpapiere auf 10 Pfennig nach oben ab- 
zurunden. 


§ 25 

Steuerschuldner 

Steuerschuldner sind bei Kundengeschäften 
die Händler, bei Privatgeschäften die Vertrags- 
teile als Gesamtschuldner." 


6b. § 37 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 37 

Pauschalierung und Ablösung 

(1) Mit Zustimmung des Steuerpflichtigen 
kann das Finanzamt von der genauen Ermitt- 
lung des Steuerbetruges absehen und die Steuer 
in einem Pauschbetrag festsetzen. 

(2) Die Wertpapiersteuer für den Erwerb ver- 
zinslicher Forderungsrechte gegen einen auslän- 
dischen Schuldner sowie für den Erwerb von 
Geseilschaftsr echten an einer ausländischen Ka- 
pitalgesellschaft (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 und 3) kann 
von dem ausländischen Schuldner oder der aus- 
ländischen Kapitalgesellschaft auf Antrag für 
eine bestimmte Reihe von Wertpapieren glei- 
cher Gattung durch Zahlung eines Ablösungs- 
betrages im voraus entrichtet werden. Der Ab- 
lösungsbetrag ist nach dem Verhältnis des Auf- 
kommens an Kapitalverkehrsteuem im letzten 
vorangegangenen Rechnungsjahr auf die Län- 
der aufzuteilen." 
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7. Der folgende neue § 38 wird angefügt: 

.§ 38 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften 
durch Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der in diesem 
Gesetz verwendeten Begriffe, 

2. die Abgrenzung der Steuerpflicht so- 
wie den Umfang der Ausnahmen von 
der Besteuerung und der Steuer- 
ermäßigungen, soweit dies zur Wah- 
rung der Gleichmäßigkeit der Be- 
steuerung und zur Beseitigung von 
Unbilligkeiten in Härtefällen erfor- 
derlich ist, 


3. die Förmlichkeiten, von denen die 
Steuerbefreiungen und Steuerermäßi- 
gungen abhängig zu machen sind, 

4. die Zuständigkeit der Finanzämter und 
den Umfang der Besteuerungsgrund- 
lagen, 

5. die Umrechnung ausländischer Wäh- 
rungen, 

6. das Besteuerungsverfahren, insbeson- 
dere die Berechnung der Steuer, die 
Erteilung von Unbedenklichkeitsbe- 
scheinigungen sowie die von den 
Steuerpflichtigen zu erfüllenden Pflich- 
ten und die Beistandspflicht Dritter, 

7. Art und Zeit der Steuerentrichtung, 

8. die steuerfreie Einfuhr und den Um- 
tausch ausländischer Wertpapiere, 

9. das Abrechnungsverfahren, 

10. Gestaltung, Herstellung, Verkauf, 
Verwendung, Umtausch und Ersatz 
von Börsenumsatzsteuermarken, 

11. Prüfungen zur Durchführung dieses 
Gesetzes, 

12. die Erstattung der Steuer. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchfüh- 
rungsverordnung in der jeweils geltenden Fas- 
sung mit neuem Datum, unter neuer Über- 
schrift und in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zumachen. Dabei dürfen Unstimmigkeiten des 
Wortlauts beseitigt und die in der Durchfüh- 
rungsverordnung vorgesehenen Vordruck- 
muster geändert werden." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

7. Der folgende neue § 38 wird an gefügt: 

♦ 

„§ 38 

Ermächtigungen 

(l)Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften durch 
Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. unverändert 

2. unverändert 


2a. die Gleichstellung überstaatlicher und 
zwischenstaatlicher Einrichtungen mit 
dem Bund, wenn der Bund an der 
über- oder zwischenstaatlichen Einrich- 
tung beteiligt ist, 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. unverändert 
(2) u n V e r ä n d e r t 
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ABSCHNITT II 

Wechselsteuer 

Artikel 2 

Das Wechselsteuergesetz vom 2. September 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1127) in der am Tage vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert: 

l.In § 6 Abs. 2 wird das Wort „Reichsbank- 
^ Schecks“ durch die Worte „Schecks der Deut- 
schen Bundesbank“ ersetzt. 

2. In § 7 Abs. 3 erhält der Satz 1 die folgende 
^Fassung: 

„Zur Berechnung der Steuer kann der Bundes- 
minister der Finanzen durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, für die in anderer als der Währung der 
Bundesrepublik Deutschland ausgedrüdcten 
Wechselsummen Mittelwerte festsetzen.“ 

3. In § 8 erhält der Absatz 1 die folgende Fassung: 

„(1) Die Steuer beträgt 15 Pfennig für je 
100 Deutsche Mark oder einen Bruchteil dieses 
Betrags.“ 


4. § 14 wird gestrichen. 

♦ 


Beschlüsse des 14. A u s s c h u s s e s 

Artikel la 

§ 21 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über Kapital- 
anlagegesellschaften vom 16. April 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 378) erhält die folgende Fassung: 

„Bei sonstigen Anschaffungsgeschäften über Anteil- 
scheine beträgt die Börsenumsatzsteuer zwei vom 
Tausend." 


ABSCHNITT II 

Wechselsteuer 

Artikel 2 

Das Wechselsteuergesetz vom 2. September 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1127) in der am Tage vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3, unverändert 


3a. In § 8 Abs. 2 werden die Worte „wenn er auf 
^ Deutsche Mark lautet" gestrichen. 

4. unverändert 


^ Der folgende neue § 14 wird angefügt: 5 unverändert 

„§ 14 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates Vorschriften 
durch Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der in diesem 
Gesetz verwendeten Begriffe, 

2. die Abgrenzung der Steuerpflicht so- 
wie den Umfang der Ausnahmen von 
der Besteuerung imd der Steuer- 
ermäßigungen, soweit dies zur Wah- 
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rung der Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung und zur Beseitigung von Unbil- 
ligkeiten in Härtefällen erforderlich ist, 

3. die Zuständigkeit der Finanzämter und 
den Umfang der Besteuerungsgrimd- 
lage, 

4. die Umrechnung fremder Währungen, 
soweit nicht nach § 7 Abs. 3 Satz 1 
Mittelwerte festgesetzt werden, 

5. das Besteuerungs verfahren, insbeson- 
dere die Berechnung der Steuer sowie 
die von den Steuerpflichtigen zu er- 
füllenden Pflichten und die Beistands- 
pflicht Dritter, 

6. Art und Zeit der Steuerentrichtung, 

7. Gestaltung, Herstellxmg, Verkauf, Ver- 
wendung, Umtausch und Ersatz von 
Wechselsteuermarken, 

8. die Erstattung der Steuer. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und der 
zu diesem Gesetz erlassenen Durchfühnmgs- 
bestimmungen in der jeweils geltenden Fas- 
sung mit neuem Datum, unter neuer Überschrift 
und in neuer Paragraphenfolge bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wort- 
lauts zu beseitigen." 

ABSCHNITT III 

Versicherungsteuer 

Artikel 3 

Das Versicherungsteuergesetz vom 9. Juli 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 793) in der am Tage vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 wird der folgende Satz angefügt: 

^ „Das gleiche gilt, wenn eine Verrechnung zwi- 
schen Prämie und Gewinnanteil nicht möglich 
ist und die Gutschriftanzeige über den Gewinn- 
anteil dem Versicherungsnehmer mit der Prä- 
mienrechnung vorgelegt wird." 

2. § 4 erhält die folgende Fassung: 

.§ 4 

Ausnahmen von der Besteuerimg 

Von der Besteuerung ausgenommen ist die 
Zahlung des Versicherungsentgelts 

1. für eine Rückversicherung; 

2. für eine Lebensversicherung und die ande- 
ren in § 6 Abs. 1 Ziff. 1 bezeichneten Ver- 
sicherungen, wenn 

a) die Versicherungssumme 1000 Deutsche 
Mark, im Falle einer Lebensversiche- 


Beschlüsse des 14. A u s s c h u s s e s 


ABSCHNITT III 
V ersicherungsteuer 

A r t i k e 1 3 

Das Versicherungsteuergesetz vom 9. Juli 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 793) in der am Tage vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes geltenden Fassung wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. § 4 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

„§ 4 

Ausnahmen von der Besteuerung 

Von der Besteuerung ausgenommen ist die 
Zahlung des Versicherungsentgelts 

1. unverändert 

2. für eine Versicherung, die bei Vereinigun- 
gen öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
genommen wird, um Aufwendungen der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften für 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung 
ihrer Mitglieder auszugleichen; 
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Entwurf 

rung mit doppelter Versicherungssumme 
bei Tod durch Unfall 2000 Deutsche 
Marie nicht übersteigt oder 

b) die versicherte Jahresrente 120 Deutsche 
Mark nicht übersteigt. 

Die Ausnahme von der Besteuerung gilt 
nicht, wenn ungewiß ist, ob die Freigren- 
zen überschritten werden oder nicht; 

3. Für eine Versicherung nach 

a) der Reichsversicherungsordnung, soweit 
die Versicherung nicht auf den §§ 843, 
1029, 1198 beruht, 

b) dem Angestelltenversicherungsgesetz, 

c) dem Reichsknappschaftsgesetz, 

d) dem Gesetz über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung; 

4. für eine Versicherung bei einer Pensions- 
einrichtung, durch die die Anwartschaft auf 
Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente im 
Sinn des § 1231 der Reichsversicherungs- 
ordnung oder des § 8 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes gewährleistet ist; 

5. für eine Versicherung, die bei einer Pen- 
sions-, Witwen- oder Waisenkasse auf 
Grund eines Arbeitsverhältnisses genom- 
men ist; 


6. für eine Krankenversicherung, wenn freie 
ärztliche Behandlung, Heilmittel und der- 
gleichen gewährt werden und das ver- 
sicherte Krankengeld den Betrag von 
8 Deutsche Marie für den Tag nicht über- 
steigt; die Ausnahme von der Besteuerung 
gilt auch dann, wenn nur eine der Leistun- 
gen gewährt wird und wenn der Ver- 
sicherte einen Teil der Kosten für ärztliche 
Behandlung, Heilmittel und dergleichen zu 
tragen hat; 

1, für die Versicherung von Vieh, wenn die 
Versicherungssumme 6000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. Hat ein Versicherungs- 
nehmer bei demselben Versicherer mehrere 
Viehversicherungen abgeschlossen, so gilt 
die Ausnahme von der Besteuerung nur, 
wenn die versicherten Beträge zusammen 
die Freigrenze nicht übersteigen; 

8. für eine Versicherung, die bei Vereinigun- 
gen öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
genommen wird, um Aufwendungen der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaften für 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenversor- 
gung ihrer Mitglieder auszugleichen; 


Beschlüsse des 14. A u s s c h u s s e s 


3. für eine Unfallversicherung nach der Reichs- 
versicherungsordnung, soweit sie nicht auf 
den §§ 843, 1029, 1198 beruht; 


4. für eine Versicherung nach dem Gesetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung; 


5. für eine Versicherung, durch die Ansprüche 
auf Kapital-, Renten- oder sonstige Lei- 
stungen im Falle des Erlebens, der Krank- 
heit, der Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit, 
des Alters, des Todes oder in besonderen 
Notfällen begründet werden. Dies gilt nicht 
für die Unfallversicherung, die Haftpflicht- 
versicherung und sonstige Sachversicherun- 
gen; Nummer 3 bleibt unberührt; 

6. für eine Versicherung bei einer Lohnaus- 
gleichskasse, die von Tarifvertragsparteien 
errichtet worden ist, um Arbeitnehmer bei 
Arbeitsausfällen zu unterstützen; 


7. für eine Vereinbarung im Sinne des § 2 
Abs. 1, soweit sie die Gewährung von 
Rechtsschutz oder von Unterstützungen bei 
Streik, Aussperrung oder Maßregelung 
durch einen Berufsverband zum Gegen- 
stand hat; 
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9. durch einen der nachstehend bezeichneten 

V ersicherungsnehmer : 

a) bei der Bundesrepublik Deutschland be- 
glaubigte diplomatische Vertretungen 
außerdeutscher Staaten, 

b) Mitglieder der unter a) bezeichneten 
diplomatischen Vertretungen und Per- 
sonen, die zum Geschäftspersonal dieser 
Vertretungen gehören und der inlän- 
dischen Gerichtsbarkeit nicht unter- 
liegen, 

c) in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gelassene konsularische Vertretungen 
außerdeutscher Staaten, wenn der Lei- 
ter der Vertretung Beruf sbeamter und 
Angehöriger des Entsendestaates ist 
und außerhalb seines Amtes in der 
Bundesrepublik Deutschland keine Er- 
werbstätigkeit ausübt, 

d) in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gelassene Konsularvertreter (General- 
konsuln, Konsuln, Vizekonsuln, Kon- 
sularagenten) und ihnen beigegebene 
Beamte, wenn sie Berufsbeamte und An- 
gehörige des Entsendestaates sind und 
außerhalb ihres Amtes in der Bundes- 
republik Deutschland keine Erwerbs- 
tätigkeit ausüben. 

Die Steuerbefreiung tritt nur ein, wenn Ge- 
genseitigkeit gewährt wird." 


3. In § 5 erhält der Absatz 5 die folgende Fassung: 

♦ 

„(5) In ausländischer Währung ausgedrückte 
Beträge werden nach den für die Wechselsteuer 
geltenden Vorschriften umgerechnet." 


4. In § 10 Abs. 3 treten an die Stelle der Worte 
„600 Reichsmark" jeweils die Worte „1200 Deut- 
sche Mark". 


Beschlüsse des 14. A u s s c h u is s e s 

8. für eine Versicherung, die von einem der 
nachstehend bezeichneten Versicherungs- 
nehmer genommen wird; 

a) bei der Bundesrepublik Deutschland be- 
glaubigte diplomatische Vertretungen 
außerdeutscher Staaten, 

b) Mitglieder der unter Buchstabe a be- 
zeichneten diplomatischen Vertretungen 
und Personen, die zum Geschäftsperso- 
nal dieser Vertretungen gehören und 
der inländischen Gerichtsbarkeit nicht 
unterliegen, 

c) in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gelassene konsularische Vertretungen 
außerdeutscher Staaten, wenn der Lei- 
ter der Vertretung Angehöriger des 
Entsendestaates ist und außerhalb sei- 
nes Amtes in der Bundesrepublik 
Deutschland keine Erwerbstätigkeit aus- 
übt, 

d) in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gelassene Konsularvertreter (General- 
konsuln, Konsuln, Vizekonsuln, Konsu- 
laragenten) und Personen, die zum Ge- 
sdiäftspersonal dieser Konsularvertreter 
gehören, wenn sie Angehörige des Ent- 
sendestaates sind und außerhalb ihres 
Amtes in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Erwerbstätigkeit ausüben. 

Die Steuerbefreiung tritt nur ein, wenn 
Gegenseitigkeit gewährt wird; 

9. für eine Versicherung von Vieh, wenn die 
Versicherungssumme 7500 Deutsche Mark 
nicht übersteigt. Hat ein Versicherungs- 
nehmer bei demselben Versicherer meh- 
rere Viehversicherungen abgeschlossen, so 
gilt die Ausnahme von der Besteuerung 
nur, wenn die versicherten Beträge zusam- 
men die Freigrenze nicht übersteigen." 

3. unverändert 


3a. In § 6 erhält der Absatz 1 die folgende Fas- 
^ sung: 

„(1) Die Steuer beträgt 5 vom Hundert des 
Versicherungsentgelts; dies gilt nicht für die 
in Absatz 2 bezeichneten Versicherungen." 

4, § 10 erhält die folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 10 

Erstattung der Steuer 

(1) Wird das Versicherungsentgelt ganz oder 
zum Teil zurückgezahlt, weil die Versicherung 
vorzeitig auf hört oder das Versicherungs- 
entgelt oder die Versicherungssumme herab- 
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5. § 12 wird gestrichen. 

♦ 

6. Der folgende neue § 12 wird angefügt: 

♦ 

»§ 12 

Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsverordnun- 
gen zu erlassen über 

L die nähere Bestimmung der in diesem 
Gesetz verwendeten Begriffe, 

2. die Abgrenzung der Steuerpflicht so- 
wie den Umfang der Ausnahmen von 
der Besteuerung und der Steuerermä- 
ßigungen, soweit dies zur Wahrung 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
und zur Beseitigung von Unbilligkeiten 
in Härtefällen erforderlich ist, 

3. die Zuständigkeit der Finanzämter und 
den Umfang der Besteuerungsgrund- 
lage, 

4. das Besteuerungsverfahren, insbeson- 
dere die Berechnung der Steuer sowie 
die von den Steuerpflichtigen zu er- 
füllenden Pflichten und die Beistands- 
pflicht Dritter, 

5. Art imd Zeit der Steuerentrichtung, 

6. die Steuerberechnung bei Einrechnung 
der Steuer in das Versichenmgsentgelt, 

7. die Steuerberechnimg nach der Ver- 
sicherungsleistung, 

8. die Festsetzung der Steuer in beson- 
deren Fällen in Pauschbeträgen. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Fest- 
stellimg der Steuerbeträge mit Schwie- 
rigkeiten und Kosten verbunden wäre, 
die zur Höhe der Steuer in keinem an- 
gemessenen Verhältnis stehen würden, 

9. die Erstattung der Steuer. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut dieses Gesetzes und 
der zu diesem Gesetz erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung 
mit neuem Datum, unter neuer Überschrift imd 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

gesetzt worden ist, so wird die Steuer auf 
Antrag insoweit erstattet, als sie bei Berück- 
sichtigung dieser Umstände nicht zu erheben 
gewesen wäre. 

(2) Die Steuer wird nicht erstattet 

1. bei Erstattung von Prämienreserven, 

2. wenn die Prämienrückgewähr ausdrück- 
lich versichert war." 


5. unverändert 


6. unverändert 


13 



Drucksache 794 


Deutscher Bundestag — 3 . Wahlperiode 


Entwurf B 

Dabei dürfen Unstimmigkeiten des Wortlauts 
beseitigt und die in den Durchführungsbestim- 
mungen vorgesehenen Vordruckmuster geän- 
dert werden/' 


ABSCHNITT IV 
Schlußbestimmungen 


Artikel 4 

Die nachstehenden Vorschriften werden auf- 
gehoben: 

1. Artikel VI des Anhangs zum Gesetz Nr. 64 der 
Militärregierung Deutschland — Amerikanisches 
Kontrollgebiet — zur vorläufigen Neuordnung 
der Steuergesetzgebung vom 20. Juni 1948 
(Amtsblatt der Militärregierung Deutschland — 
Amerikanisches Kontrollgebiet — Ausgabe 
K S. 10) und Artikel VI des Anhangs zum Ge- 
setz Nr. 64 der Militärregierung Deutschland — 
Britisches Kontrollgebiet — zur vorläufigen 
Neuordnung der Steuergesetzgebung vom 

20. Juni 1948 (Amtsblatt der Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet — 
S. 889), 

2. Artikel III des Landesgesetzes zur vorläufigen 
Neuordnung von Steuern vom 24. September 
1948 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 142), 

3. Artikel II der Landesverordnung über Körper- 
schaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Wechsel- 
steuer und Bestandsaufnahme vom 27. Septem- 
ber 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz I S. 370), 

4. Artikel III des Steuerreformgesetzes vom 
26. Juni 1948 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 650), 

5. das Gesetz über die Wiedererhebung der Ka- 
pitalverkehrsteuer und der Wechselsteuer vom 

21. Juli 1949 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin I S. 219), 

6. § 1 des Gesetzes über Aufnahme und Verwal- 
tung von Schulden des Landes Hessen vom 
4. Juli 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 93), soweit er die Wechsel- 
steuer betrifft. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Schlüsse des 14, A u s s c h u s s e s 


ABSCHNITT IV 
Schlußbestimmungen 

Artikel 4 
unverändert 


Artikel 5 
unverändert 
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Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 7 

Die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende 
Fassung des Wechselsteuergesetzes vom 2. Septem- 
ber 1935 tritt für das Gebiet der Insel Helgoland am 
1. Januar 1959 in Kraft. 

Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse d e is 14. A u s s c h u s s e s 

Artikel 6 
unverändert 

Artikel 7 

Die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende 
Fassung des Wechselsteuergesetzes vom 2. Septem- 
ber 1935 tritt für das Gebiet der Insel Helgoland am 
1. Januar 1960 in Kraft. 

Artikel 8 
unverändert 
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